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 3. begrüßt die Fortschritte, die im Hinblick auf eine 
partnerschaftliche Zusammenarbeit des Instituts mit anderen 
Organisationen und Organen des Systems der Vereinten Natio-
nen bei ihren Ausbildungsprogrammen erzielt wurden, und un-
terstreicht in diesem Zusammenhang, dass diese partnerschaft-
liche Zusammenarbeit insbesondere auf Landesebene weiter-
entwickelt und ausgebaut werden muss; 

 4. appelliert erneut an alle Regierungen, insbesondere 
diejenigen der entwickelten Länder, und an private Institutio-
nen, die dem Institut noch keine finanziellen oder sonstigen 
Beiträge zur Verfügung gestellt haben, es finanziell und auf 
sonstige Weise großzügig zu unterstützen, und fordert diejeni-
gen Staaten, die ihre freiwilligen Beiträge eingestellt haben, 
nachdrücklich auf, in Anbetracht der erfolgreichen Neugliede-
rung und Neubelebung des Instituts die Wiederaufnahme ihrer 
Beiträge in Erwägung zu ziehen; 

 5. betont, dass die langfristige finanzielle Handlungsfä-
higkeit des Instituts im Hinblick auf seine Schuldenlast und 
seine Miet- und Unterhaltskosten sichergestellt werden muss; 

 6. bedauert es, dass der Bericht des Generalsekretärs auf 
der siebenundfünfzigsten Tagung der Generalversammlung 
gleichzeitig dem Zweiten und dem Fünften Ausschuss vorgelegt 
wurde; 

 7. weist nachdrücklich darauf hin, dass der Fünfte Aus-
schuss gemäß der Geschäftsordnung der Generalversammlung 
der für die Behandlung der Frage der Neueinstufung der dem 
Institut berechneten Miet- und Unterhaltskosten zuständige 
Ausschuss ist, und stellt fest, dass der Fünfte Ausschuss über 
die Schuldenlast und die Neueinstufung der dem Institut be-
rechneten Miet- und Unterhaltskosten beraten und dabei seine 
finanzielle Lage sowie die Privilegien, die anderen, vergleichba-
ren Organisationen eingeräumt werden, berücksichtigen wird;   

 8. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer achtund-
fünfzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution 
Bericht zu erstatten. 

RESOLUTION 57/269 

Verabschiedet auf der 78. Plenarsitzung am 20. Dezember 2002, in einer aufge-
zeichneten Abstimmung mit 155 Stimmen bei 4 Gegenstimmen und 4 Enthaltun-
gen, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/536, Ziffer 10)237: 
 Dafür: Afghanistan, Ägypten, Albanien, Algerien, Andorra, Angola, Antigua und 
Barbuda, Argentinien, Armenien, Aserbaidschan, Äthiopien, Australien, Bahamas, 
Bahrain, Bangladesch, Barbados, Belarus, Belgien, Belize, Benin, Bhutan, Bolivi-
en, Bosnien und Herzegowina, Botsuana, Brasilien, Brunei Darussalam, Bulgarien, 
Burkina Faso, Burundi, Chile, China, Côte d'Ivoire, Dänemark, Demokratische 
Volksrepublik Korea, Deutschland, Dominica, Dominikanische Republik, Dschibuti, 
Ecuador, ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien, Eritrea, Estland, Fidschi, 
Finnland, Frankreich, Gabun, Gambia, Georgien, Ghana, Grenada, Griechenland, 

 
237 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Ausschuss einge-
bracht von: Algerien, Ägypten, Bahrain, Brunei Darussalam, Dschibuti, Indonesien, 
Jemen, Jordanien, Katar, Komoren, Kuba, Kuwait, Libanon, Malaysia, Malta, Ma-
rokko, Oman, Pakistan, Saudi-Arabien, Somalia, Südafrika, Sudan, Tunesien, Ver-
einigte Arabische Emirate und Palästina. 

Guyana, Haiti, Honduras, Indien, Indonesien, Iran (Islamische Republik), Irland, Is-
land, Italien, Jamaika, Japan, Jemen, Jordanien, Jugoslawien, Kambodscha, Ka-
nada, Kap Verde, Kasachstan, Katar, Kenia, Kirgisistan, Kolumbien, Komoren, 
Kongo, Kroatien, Kuba, Kuwait, Laotische Volksdemokratische Republik, Lesotho, 
Lettland, Libanon, Libysch-Arabische Dschamahirija, Liechtenstein, Litauen, Lu-
xemburg, Malawi, Malaysia, Malediven, Mali, Malta, Marokko, Mauretanien, Mauri-
tius, Mexiko, Monaco, Mongolei, Mosambik, Myanmar, Namibia, Nepal, Neusee-
land, Niederlande, Nigeria, Norwegen, Oman, Österreich, Pakistan, Panama, Pa-
raguay, Peru, Philippinen, Polen, Portugal, Republik Korea, Rumänien, Sambia, 
Samoa, San Marino, São Tomé und Príncipe, Saudi-Arabien, Schweden, Schweiz, 
Senegal, Seychellen, Sierra Leone, Simbabwe, Singapur, Slowakei, Slowenien, 
Spanien, Sri Lanka, St. Lucia, St. Vincent und die Grenadinen, Südafrika, Sudan, 
Suriname, Swasiland, Thailand, Timor-Leste, Togo, Trinidad und Tobago, Tsche-
chische Republik, Tunesien, Türkei, Uganda, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezue-
la, Vereinigte Arabische Emirate, Vereinigte Republik Tansania, Vereinigtes König-
reich Großbritannien und Nordirland, Vietnam, Zypern. 
 Dagegen: Israel, Mikronesien (Föderierte Staaten von)., Palau, Vereinigte Staa-
ten von Amerika. 
 Enthaltungen: Madagaskar, Nauru, Papua-Neuguinea, Tuvalu. 
 
57/269. Ständige Souveränität des palästinensischen Vol-

kes in dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Ost-Jerusalems, und der arabischen 
Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über 
ihre natürlichen Ressourcen 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolution 56/204 vom 21. De-
zember 2001 und Kenntnis nehmend von der Resolution 
2002/31 des Wirtschafts- und Sozialrats vom 25. Juli 2002, 

 in Bekräftigung des Grundsatzes der ständigen Souveränität 
der unter fremder Besetzung stehenden Völker über ihre natür-
lichen Ressourcen, 

 geleitet von den Grundsätzen der Charta der Vereinten Na-
tionen, in Bekräftigung der Unzulässigkeit des gewaltsamen 
Gebietserwerbs und unter Hinweis auf die einschlägigen Reso-
lutionen des Sicherheitsrats, namentlich die Resolutionen 242 
(1967) vom 22. November 1967, 465 (1980) vom 1. März 
1980 und 497 (1981) vom 17. Dezember 1981, 

 in Bekräftigung der Anwendbarkeit des Genfer Abkommens 
vom 12. August 1949 zum Schutze von Zivilpersonen in 
Kriegszeiten238 auf das besetzte palästinensische Gebiet, ein-
schließlich Ost-Jerusalems, und andere seit 1967 von Israel be-
setzte arabische Gebiete, 

 mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die Ausbeutung der 
natürlichen Ressourcen des besetzten palästinensischen Ge-
biets, einschließlich Ost-Jerusalems, und anderer seit 1967 von 
Israel besetzter arabischer Gebiete durch die Besatzungsmacht 
Israel, 

 sowie mit dem Ausdruck ihrer Besorgnis über die von der 
Besatzungsmacht Israel in jüngster Zeit angerichtete weitrei-

 
238 Vereinte Nationen, Treaty Series, Vol. 75, Nr. 973. 
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chende Zerstörung von Ackerland und Obstplantagen in dem 
besetzten palästinensischen Gebiet, 

 im Bewusstsein der zusätzlichen nachteiligen wirtschaftli-
chen und sozialen Auswirkungen der israelischen Siedlungen 
auf die palästinensischen und anderen arabischen natürlichen 
Ressourcen, insbesondere der Enteignung von Land und der 
zwangsweisen Abzweigung von Wasservorkommen, 

 erneut erklärend, dass die Verhandlungen im Rahmen des 
Nahostfriedensprozesses auf der Grundlage der Resolutionen 
des Sicherheitsrats 242 (1967), 338 (1973) vom 22. Oktober 
1973 und 425 (1978) vom 19. März 1978 sowie des Grundsat-
zes "Land gegen Frieden" unverzüglich wieder aufgenommen 
werden müssen und dass bei allen Teilverhandlungen eine end-
gültige Regelung erzielt werden muss, 

 Kenntnis nehmend von der Mitteilung des Generalsekretärs 
über die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen der israe-
lischen Besetzung auf die Lebensbedingungen des palästinensi-
schen Volkes in dem besetzten palästinensischen Gebiet, ein-
schließlich Jerusalems, sowie der arabischen Bevölkerung des 
besetzten syrischen Golan239, 

 1. bekräftigt die unveräußerlichen Rechte des palästinen-
sischen Volkes und der Bevölkerung des besetzten syrischen 
Golan auf ihre natürlichen Ressourcen, namentlich ihr Recht 
auf Land und Wasser; 

 2. fordert die Besatzungsmacht Israel auf, die natürli-
chen Ressourcen in dem besetzten palästinensischen Gebiet, 
einschließlich Ost-Jerusalems, und dem besetzten syrischen 
Golan weder auszubeuten noch zu gefährden noch ihren Verlust 
oder ihre Erschöpfung zu verursachen; 

 3. erkennt das Recht des palästinensischen Volkes an, im 
Falle der Ausbeutung, des Verlusts, der Erschöpfung oder der 
Gefährdung seiner natürlichen Ressourcen Rückerstattung zu 
verlangen, und gibt der Hoffnung Ausdruck, dass diese Frage 
im Rahmen der den endgültigen Status betreffenden Verhand-
lungen zwischen der palästinensischen und der israelischen Sei-
te behandelt wird; 

 4. ersucht den Generalsekretär, ihr auf ihrer achtund-
fünfzigsten Tagung über die Durchführung dieser Resolution 
Bericht zu erstatten, und beschließt, den Punkt "Ständige Sou-
veränität des palästinensischen Volkes in dem besetzten palä-
stinensischen Gebiet, einschließlich Ost-Jerusalems, und der 
arabischen Bevölkerung des besetzten syrischen Golan über ih-
re natürlichen Ressourcen" in die vorläufige Tagesordnung ih-
rer achtundfünfzigsten Tagung aufzunehmen. 

 
239A/57/63-E/2002/21. 

RESOLUTION 57/270 

Verabschiedet auf der 78. Plenarsitzung am 20. Dezember 2002, ohne Abstim-
mung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/57/537, Ziffer 14)240. 

57/270. Integrierte und koordinierte Umsetzung und Wei-
terverfolgung der Ergebnisse der großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Vereinten Nationen 
im Wirtschafts- und Sozialbereich 

 Die Generalversammlung, 

 unter Hinweis auf ihre Resolutionen über die Neugliede-
rung und Neubelebung der Vereinten Nationen im Wirtschafts- 
und Sozialbereich und auf damit zusammenhängenden Gebie-
ten, insbesondere ihre Resolution 50/227 vom 24. Mai 1996, 

 sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 56/211 vom 
21. Dezember 2001 sowie die Resolution 2001/21 des Wirt-
schafts- und Sozialrats vom 26. Juli 2001 und seine einver-
nehmlichen Schlussfolgerungen 1995/1 vom 28. Juli 1995, 
2000/2 vom 27. Juli 2000 und 2002/1 vom 26. Juli 2002, 

 Kenntnis nehmend von dem Bericht des Generalsekretärs 
über die integrierte und koordinierte Umsetzung und Weiterver-
folgung der Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfeltref-
fen der Vereinten Nationen, einschließlich des Millenniums-
Gipfels241, 

 erneut erklärend, dass die international vereinbarten Ent-
wicklungsziele, namentlich diejenigen, die in der Millenniums-
Erklärung der Vereinten Nationen242 enthalten sind, sowie die 
Ergebnisse der großen Konferenzen und Gipfeltreffen der Ver-
einten Nationen eine umfassende Grundlage für Maßnahmen 
auf nationaler, regionaler und internationaler Ebene bieten, de-
ren Hauptziele die Beseitigung der Armut, ein dauerhaftes 
Wirtschaftswachstum, eine nachhaltige Entwicklung und die 
Verbesserung der Lebensbedingungen der Menschen auf der 
ganzen Welt sind, 

 bekräftigend, dass, wenngleich jede Konferenz der Verein-
ten Nationen  thematisch eine Einheit bildet, die großen Konfe-
renzen und Gipfeltreffen der Organisation als miteinander ver-
knüpft und als Beiträge zu einem integrierten Rahmen für die 
Durchführung der international vereinbarten Entwicklungszie-
le, namentlich der in der Millenniums-Erklärung enthaltenen 
Ziele, und zu einer globalen Partnerschaft zu Gunsten der Ent-
wicklung zu betrachten sind,  

 in der Erkenntnis, dass weitere Anstrengungen unternom-
men werden müssen, um die bestehende Struktur, namentlich 
die Generalversammlung und den Wirtschafts- und Sozialrat 

 
240 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem 
Stellvertretenden Vorsitzenden des Ausschusses vorgelegt. 
241 A/57/75-E/2002/57. 
242 Siehe Resolution 55/2. 




